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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Senfft und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/6080 — 


Verzicht auf die Erstattung von Arbeitslosengeld und Versicherungsbeiträgen 
gegenüber der Firma Mannesmann 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung - H b 1 - 42/385 - hat mit Schreiben 
vom 9. Oktober 1986 die Kleine Anfrage im Namen der Bundes- 
regierung wie folgt beantwortet: 


1. Ist der Bundesre0enmg bekannt, daß es zwischen der Firma Man- 
nesmann Röhrenwerke in Duisburg und dem zuständigen Arbeits- 
amt mit Billigung der Bundesanstalt für Arbeit eine Einigung gege- 
ben hat, gemäß der das Arbeitsamt im Wege des Vorabbescheides 
auf die Erstattung von Arbeitslosengeld und Versicherungsbeiträgen 
gegenüber der Firma Mannesmann Röhrenwerke in Fällen von 
59jährigen Arbeitnehmern, die aus dem Betrieb ausschieden, ver- 
zichtet? 

Eine vertragliche Einigung zwischen der Mannesmannröhren- 
Werke AG und dem zuständigen Arbeitsamt über den Wegfall der 
Erstattungspflicht nach § 128 Arbeitsförderungsgesetz gibt es 
nicht. Der Abschluß einer solchen Vereinbarung ist im Gesetz 
nicht vorgesehen. Die Mannesmannröhren-Werke AG hat am 
30. Mai 1986 beim Arbeitsamt Düsseldorf einen Antrag auf Vor- 
abentscheidung über den Wegfall der Erstattungspflicht nach 
§ 128 Abs. 5 AFG gestellt. Dieser Antrag wird von der Arbeitsver- 
waltung z. Z. geprüft. 


2. Wie viele Arbeitnehmer sind von dieser Regelung betroffen? 

Wie groß ist das finanzielle Volumen? 

Gibt es Hinweise, daß in Zukunft weitere Arbeitnehmer von einer 
entsprechenden Regelung bei der Firma Mannesmann Röhrenwerke 
betroffen sein werden? 

Der Antrag der Mannesmannröhren-Werke AG bezieht sich auf 
2 100 Arbeitnehmer. 
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Genaue Angaben über die Höhe des evtl. Erstattungsbetrages 
können nicht gemacht werden. Die Erstattungspflicht des § 128 
AFG lunfaßt das von der Bundesanstalt für Arbeit an den Arbeit- 
nehmer geleistete Arbeitslosengeld/ Arbeitslosenhilfe sowie die 
Aufwendimgen der Rentenversicherungsträger für die Gewäh- 
rung von vorgezogenem Altersruhegeld gemäß § 1248 Abs. 2 
RVO. Die Höhe der Erstattungsforderung hängt davon ab, inwie- 
weit der einzelne Arbeitnehmer Anspruch auf diese Leistungen 
hat. Erfahrungsgemäß kann von einem Durchschnittswert von 
80000 DM je Erstattungsfall ausgegangen werden; damit dürfte 
das Gesamtvolumen bei ca. 160 Mio, DM hegen. 

Hinweise darüber, ob die Mannesmannröhren-Werke weitere 
Anträge auf Vorabentscheidtmg nach § 128 Abs. 5 AFG stellen 
werden, hat die Bundesregierung nicht. 


3. Wie bewertet die Bundesregierung die Einigung zwischen der Firma 
Mannesmann Röhreiiwerke und dem Arbeitsamt im Hinblick auf die 
Geltimg des § 128 des Arbeitsförderungsgesetzes (AfG) imd im 
Hinblick auf die Realisierung der Vomüiestandsregelung? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, bei der Erstattungspflicht 
des § 128 AfG müsse auf die finanzielle Situation des Betriebes 
abgestellt werden, oder ist sie der Auffassimg, es komme auf die 
finanzielle Situation des Konzerns an? 


Wie in der Antwort zu Frage 1 dargelegt, gibt es keine vertrag- 
hche Einigung. Daher stellt sich die Frage nach den Auswirkun- 
gen einer Einigung auf die Vorruhestandsregeltmg nicht. 

§ 128 AFG enthält mehrere Befreiungstatbestände, die auf unter- 
schiedhche Merkmale abstellen. Teilweise beziehen sie sich auf 
den Betrieb (so § 128 Abs. 1 Nr, 5 und 6), teilweise auf den 
Arbeitgeber (so § 128 Abs. 1 Nr. 3) und teilweise sowohl auf den 
Betrieb als auf den Arbeitgeber (so § 128 Abs. 1 Nr. 4), Arbeit- 
geber im Sinne des § 128 AFG ist der Konzern (vgl. § 128 Abs. 4 
AFG). 


4. Wie bewertet die Bundesregierung die dargestellte Einigung zwi- 
schen Arbeitsamt imd Mannesmann Röhrenwerke sozialpolitisch? 

In welchem Verhältnis steht die Einigung zur Vorruhestands- 
regelung? 

Sieht die Bundesregierung die Gefahr, daß mit entsprechenden 
Einigungen der Voniihestandsregelung der Boden entzogen wird? 

Sind der Bundesregierung Planungen in anderen Unternehmen 
bekannt, wonach auch sie gemäß der Einigung zwischen Arbeitsamt 
und Mannesmann Röhrenwerke verfahren wollen? 

Hält es die Bundesregierung für siimvoU, § 128 AfG von der Vorruhe- 
standsregelung und der ihr korrespondierenden EinsteUungsver- 
pflichtung zu entkoppeln? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassimg, mittels der skizzierten 
Einigung werden betriebsbedingte Kündigungen staatlich subven- 
tioniert? 


Da es keine vertragliche Einigung gibt (vgl. Antwort zu Frage 1), 
stellen sich die unter Nummer 4 aufgelisteten theoretischen 
Fragen nicht. 


2 




Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/6143 


5. Welche politischen Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus 
dem Vorlagebeschluß des Bundessozialgerichts vom 21. Mai 1986? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Bundessozialgerichts? 

Hält die Bundesregienmg die Bedenken des Bundessozialgerichts 
gegenüber § 128 AfG alte Fassung auch für berechtigt gegenüber 
§ 128 AfG neue Fassimg? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß § 128 AFG sowohl in 
der alten als auch in der neuen Fassung mit dem Grundgesetz 
vereinbar ist. Die Vorschrift ist auch nach dem Vorlagebeschluß 
des Bimdessozialgerichts geltendes Recht und wird weiterhin 
angewandt. Im Hinbhck auf die zu erwartende Prozeßlawine 
gegen die Erstattungsbescheide imd die Aussetzung der Verfah- 
ren durch die Sozialgerichte hat die Bundesanstalt für Arbeit im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung beschlossen, den Arbeitgebern im Verwaltungsverf ähren 
vorläufigen Rechtsschutz zu gewähren. Dies bedeutet, daß 

— nicht bestandskräftige Erstattimgsbescheide nicht vollstreckt 
werden 

— die Bescheidung der Widersprüche gegen Erstattimgs- ' 
Bescheide bis zur Entscheidung des Bimdesverfassimgsge- 
richts zurückgestellt wird 

— die Arbeitgeber über diese Situation im Hinblick auf die 
Gleichbehandlimg der Erstattungspflichtigen informiert 
werden. 


6. Teilt die Bimdesregienmg die Auffassimg, daß einerseits die juristi- 
schen Schwierigkeiten bei der Anwendung des § 128 AfG, anderer- 
seits eine Praxis des Arbeitsamtes, wie gegenüber der Firma Man- 
nesmann Röhrenwerke angewandt, im nachhinein denjenigen Recht 
geben, die die Einführung der 35-Stunden-Woche für das geeignete 
Mittel hielten (und halten), um der Massenarbeitslosigkeit zu 
begegnen? 


Nein 
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